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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Mick, Dr. Schneider und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. kommunale Wohnungsvermittlung 


Nach Pressemitteilungen hat die mit großem Propagandaauf- 
wand und erheblichen Kosten eingerichtete Kommunale Woh- 
nungsvermittlung versagt. So berichtet beispielsweise der 
Spiegel (Ausgabe vom 14. Januar 1974), daß in München bisher 
nur etwa 570 freifinanzierte Wohnungen von der neu einge- 
richteten Wohnungsvermittlungsstelle mit einem Kostenauf- 
wand von fast 700 000 DM vermittelt werden konnten und daß 
allein die Anschaffungskosten für das Mobiliar 60 000 DM und 
die Monatsmiete für den Computer 12 000 DM betragen. Ande- 
ren Pressenotizen zufolge wurden von der städtischen Woh- 
nungsvermittlungsstelle in Köln am freien Wohnungsmarkt 
(außer den städtischen Wohnungen) nur 40 Wohnungen ver- 
mittelt, wofür ganz oder zum Teil 49 Beamte und Angestellte 
beschäftigt werden. In Stuttgart sollen nur 217 Wohnungen mit 
einem Verwaltungsaufwand von rund 100 000 DM, in Kiel nur 
knapp 300 Objekte vermittelt worden sein. In Hannover soll 
die städtische Wohnungsvermittlung nicht einmal ein Fünftel 
der angebotenen Mietobjekte untergebracht haben, da die 
Hälfte der Wohnungen entweder zu teuer war oder kein Bad 
und keine Toilette enthielten. In Anbetracht dieser Ergebnisse 
sollen Bestrebungen, vor allem in München und Köln im Gange 
sein, eine zentrale öffentliche Wohnungsvermittlung mit Mono- 
polcharakter einzurichten, bei der das gesamte Angebot an 
freien Wohnungsunternehmen zusammengefaßt wird. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherigen Erfahrun- 
gen mit der kommunalen Wohnungsvermittlung? 

2. Hält die Bundesregierung den hohen aus Steuermitteln 
finanzierten Kostenaufwand für die kommunale Wohnungs- 
vermittlung in Anbetracht dieser Ergebnisse für gerecht- 
fertigt? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Bestrebungen auf 
Einrichtung einer zentralen öffentlichen Wohnungsvermitt- 
lung durch die Gemeinden mit Monopolcharakter? 
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4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in derartigen 
Maßnahmen ein erster Schritt zur Wiederherstellung der 
Wohnraumbewirtschaftung liegen würde, die sich nach den 
jahrzehntelangen Erfahrungen in keiner Weise bewährt hat? 


Bonn, den 23. Januar 1974 


Mick 

Dr. Schneider 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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